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IWW-Kongress 
Praxis Steuerstrafrecht
Termin 21.11.2025
Beginn 09:00 Uhr, Ende ca. 17:15 Uhr

IWW-KongressPlus 
Praxis Steuerstrafrecht
Ergänzendes Präsenzseminar
Termin 20.11.2025
Beginn 13:00 Uhr, Ende ca. 17:30 Uhr

Ort Maritim Hotel Düsseldorf,
Maritim Hotel Düsseldorf,
40474 Düsseldorf, Telefon 0211 5209-0

Hinweis Mit dem Stichwort „IWW Institut“ 
profitieren Sie bei der Hotelbuchung 
von günstigen Preisabsprachen. Das 
Zimmer kontingent ist begrenzt!

Leistungsumfang Kongressunterlagen, 
Video-Aufzeichnung, Fortbildungs nach -
weis; vor Ort: Mittagessen, Pausen-
erfrischungen, Getränke sowie 
Meet & Eat (Anmeldung erfor derlich)

Teilnahmegebühr siehe nebenstehend, 
Preis zzgl. USt., Bezahlung im Voraus 
gegen Rechnung.

Rabatte Wenn Sie gleichzeitig 2 oder 
mehr Buchungen vornehmen, erhalten 
Sie ab der 2. Buchung 10 % Rabatt.

Sonderpreis für junge Beraterinnen und 
Berater bis 40 Jahre in Verbindung mit 
einer Hauptbuchung

Meet & Eat
Termin 20.11.2025, Beginn: 18:30 Uhr

Ort VIP Lounge (7. Etage), 
Maritim Hotel Düsseldorf

Teilnehmerzahl: max. 50 Personen

Buchungsnummer 1168

Name, Vorname des 1. Teilnehmers Name, Vorname des 2. Teilnehmers

27. IWW-Kongress

Praxis Steuerstrafrecht
Anmeldung Fax 0211 616812-77 
oder Internet kongresse.iww.de

353425  361125  361225  361325  361425  

Live vor Ort oder live am 
PC? Sie haben die Wahl!
Besuchen Sie uns entweder 
persönlich in Düsseldorf oder 
schalten Sie sich per Live-Stream 
am PC zu.  

Die Topthemen 2025:

• Aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung

•  Zum Tatbegriff der Steuerhinterziehung – 
in seinen Auswirkungen auf Beteiligungs- 
und Konkurrenzfragen

•  Verteidigung in Ermittlungsverfahren der 
Europäischen Staatsanwaltschaft

•  Inhaltliche Wechselwirkungen von 
Besteuerungs- und Steuerstrafverfahren

•  Amour Fou - Betriebsprüfung und 
Steuerstrafverfahren

Alle Teilnehmer erhalten im Anschluss Zugang 
zur Video-Aufzeichnung des Kongresses inkl. aller 
Vorträge, Foren und Plenumsdiskussionen.

20.11.2025 in Düsseldorf

IWW-KongressPlus

Praxis Steuerstrafrecht

Im Steuerstrafrecht zählt fachliche Klarheit – und der direkte Draht zu Kolleginnen und Kollegen. 
Das Seminar IWW-KongressPlus bietet Ihnen hierfür das optimale Format: Tauschen Sie sich 
persönlich aus, teilen Erfahrungen und gewinnen neue Perspektiven, die Ihre tägliche Arbeit 
spürbar erleichtern. Ihr besonderer Mehrwert: In kleinem Kreis diskutieren Sie aktuelle Fälle, 
praktische Lösungswege und neue Entwicklungen – verständlich, praxisnah und ohne Umwege.

Das ergänzende Präsenzseminar für den
kollegialen Austausch auf Augenhöhe

Die Themen
13:00 – 13:05 Uhr

Begrüßung und Einführung

13:05 – 14:05 Uhr

KI in der praktischen steuer lichen 
Beratung? Blase oder Erdbeben?

14:05 – 15:05 Uhr 

Case Study zur Verteidigung beim Vorwurf der 
Beteiligung  an einem Umsatzsteuer karussell

15:05 – 15:30 Uhr  Pause

15:30 – 16:30 Uhr 

Die Selbstanzeige im 
Außenwirtschaftsrecht

16:30 – 17:30 Uhr 

Zwischen Handschlag und Faustkampf – 
Wann Konsens im Steuerstrafrecht hilft und 
wann es krachen muss

Im Anschluss: 
„Meet & Eat“ mit Referenten und Teilnehmern
weitere Informationen auf der Rückseite

Prof. Dr. 
Falko Tappen

StB, TCS Treuhand Steuer-
beratungsgesellschaft, 
Bad Homburg

Lea Wimmer 

RAin, FAin StR, STÜRZL 
Steuerstrafrecht, 
Frankfurt am Main

Berna Körpinar-Häger 

LL.M., RAin, Compliance 
Officer (TÜV), RSM Ebner 
Stolz, Köln

Max Krämer

LL.M., RA, FA StR, zert. 
Berater im Steuerstraf-
recht, DNK Rechtsanwälte, 
München

Dr. Gudrun Möller 

Moderation

Rechnungsadresse

Kanzlei

Straße

PLZ, Ort

Telefon/Fax

E-Mail

Datum, Unterschrift

Veranstalter
IWW Institut für Wissen in 
der Wirtschaft GmbH
Münsterstraße 248 
40470 Düsseldorf 
Telefon 0211 616812-12
seminare.iww.de

Der Verwendung Ihrer E-Mail-Adresse für werb liche 
Zwecke gem. § 7 Abs. 3 UWG können Sie jederzeit wi-
dersprechen. Hierzu genügt eine einfache Mitteilung 
an kontakt@iww.de.

Unsere Allgemeinen Geschäfts bedin gun gen fin den 
Sie im Internet unter www.seminare.iww.de/agb. 
Sollte Ihnen der Zugriff über das Internet nicht mög-
lich sein, können Sie un se re AGB jederzeit – auch 
telefonisch unter 0211 616812-12 – bei uns anfordern.

Datenschutzinformation Wir sind daran interessiert, 
Sie als Kunden zu gewinnen oder die Kundenbezie-
hung mit Ihnen zu pflegen und Ihnen Informa tionen 
und Angebote zukommen zu lassen. Deshalb infor-
mieren wir Sie nach Artikel 13, 14 der Europäischen 

Datenschutz- Grundverordnung (DSGVO), dass wir 
auf der Grundlage von Artikel 6 (1) (f) DSGVO (auch 
mithilfe von Dienstleistern) Ihre Adressdaten und 
Kriterien zur interessengerechten Werbe selektion 
verarbeiten, um Ihnen solche Informationen und 
Angebote von uns zuzusenden. Wenn Sie dies nicht 
wünschen, können Sie bei uns jederzeit der Verwen-
dung Ihrer Daten für Werbezwecke widersprechen 
(z. B. per E-Mail an kontakt@iww.de). Weitere Infor-
mationen zum Datenschutz, insbesondere zu Ihren 
Betroffenenrechten, erhalten Sie unter www.iww.de/
datenschutz. Unseren Datenschutzbeauftragten er-
reichen Sie unter datenschutz@vogel.de oder unse-
rer ne ben stehend genannten Anschrift.

Max. 25 Teilnehmer, nur in Verbindung mit dem Kongress buchbar
1. Teilnehmer

21.11.2025 

IWW-Kongress Praxis Steuerstrafrecht 680,00 €

Sonderpreis* für junge Berater (bis 40 Jahre) 90,00 €

20.11.2025 +  21.11.2025

IWW-KongressPlus Praxis Steuerstrafrecht 
Hauptkongress und ergänzendes Seminar 880,00 €

Sonderpreis* für junge Berater (bis 40 Jahre) 180,00 €

20.11.2025
Ich melde mich verbindlich zum 
kostenlosen Meet & Eat an

Die Kongressunterlagen wünsche ich 
gedruckt im Ordner oder digital als PDF
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*   Nur in Verbindung mit einer Hauptbuchung
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Neues Auftaktseminar am 
Vortag – jetzt bis zu 10 Stunden 
gem. § 15 FAO leisten.

Vollständiges Programm und  
Anmeldung unter kongresse.iww.de
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Neues Auftaktseminar am 
Vortag – jetzt bis zu 10 Stunden 
gem. § 15 FAO leisten.

Vollständiges Programm und  
Anmeldung unter kongresse.iww.de

	▶ Satzungsrecht
Mitgliederversammlung: OLG Celle hält Wahl zwischen  
verschiedenen Einladungsformen für zulässig

|  Eine Satzungsbestimmung, die die Wahl zwischen Einberufungsformen 
zur Mitgliederversammlung dem Vorstand überlässt, ist nicht in jedem Fall 
unzulässig. Diese Auffassung vertritt das OLG Celle.  |

Im konkreten Fall hatte das Registergericht eine Satzungsklausel moniert, 
nach der die Einladung zu den Mitgliederversammlungen alternativ durch 
Bekanntgabe/Aushang in der Geschäftsstelle oder durch schriftliche Be-
nachrichtigung erfolgen konnte. Es vertrat die Auffassung, es dürfe nicht im 
Belieben des Vereinsvorstands stehen, in unmittelbarer Form (also durch di-
rekt an die einzelnen Mitglieder gerichtete Schreiben) oder in mittelbarer 
Form (durch eine die Mitwirkung des Mitglieds erfordernde Bekanntgabe/
Aushang) einzuladen. Das sah das OLG Celle anders. Unzulässig sind nur 
Regelungen zur Einberufung von Mitgliederversammlungen, die den Mitglie-
dern die Möglichkeit der Kenntnisnahme in unzumutbarer Weise erschwe-
ren. Ist – wie das OLG annimmt – eine Einladung durch Aushang (z. B. im 
Vereinslokal) zulässig, stellt die zusätzliche alternative Möglichkeit, durch 
schriftliche Benachrichtigung einzuladen, für die Mitglieder keine Erschwer-
nis, sondern sogar eine Erleichterung der Möglichkeit zur Kenntnisnahme 
dar (OLG Celle, Beschluss vom 22.08.2025, Az. 9 W 65/25, Abruf-Nr. 250332).

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS 

•	Mehr Informationen zum Thema „Mitgliederverammlung und die Satzung“ finden Sie in 
der Sonderausgabe „Die moderne Vereinssatzung: Mit 50 Satzungsklauselvorschlägen 
den Verein für die Zukunft gut aufstellen“ auf iww.de/vb → Abruf-Nr. 50456480 

Einberufungsform 
darf Teilnahme nur 
nicht erschweren

DOWNLOAD

Hier mobil  
weiterlesen

	▶ Gemeinnützigkeit
Liquidation gemeinnütziger Organisationen: Wann verliert die 
Körperschaft die Steuerbefreiung?

|  Wird eine gemeinnützige Körperschaft liquidiert, endet nach bisheriger 
Auffassung der Rechtsprechung die Gemeinnützigkeit schon mit Beginn 
der Liquidation und nicht erst mit dem endgültigen Erlöschen. In einem 
Revisionsverfahren wird der BFH jetzt klären, ob das tatsächlich so ist.  |

Konkret geht es in dem Revisionsverfahren, das der BFH durch Anerkennung 
der Nichtzulassungsbeschwerde zugelassen hat, um zwei Fragen (BFH, Be-
schluss vom 30.07.2025, Az. V B 3/24, Abruf-Nr. 249756):

	� Führt die Auflösung oder Aufhebung einer Körperschaft und der Eintritt in 
die Liquidation bereits für sich genommen zum Verlust der Steuerbefrei-
ung des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG?

	� Ist im Fall der Auflösung oder Aufhebung einer Körperschaft § 175 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2 AO gemäß § 61 Abs. 3 S. 2 und § 63 Abs. 2 AO mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass Steuerbescheide erlassen, aufgehoben oder geändert  
werden können, soweit sie Steuern betreffen, die innerhalb der letzten 
zehn Kalenderjahre vor der Auflösung oder Aufhebung entstanden sind?

Musterprozess beim 
BFH anhängig

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/250332
https://www.iww.de/vb/vereinsorganisation/sonderausgabe-die-moderne-vereinssatzung-d133264
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/249756
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	▶ Vereinsrecht
Fristversäumnis im internen Rechtsweg schließt Klage vor 
ordentlichem Gericht nicht aus

|  Sieht die Satzung für vereinsinterne Rechtsmittel eine Frist vor, muss sie 
auch klarstellen, dass ein Fristversäumnis den Weg vor ein staatliches Ge-
richt ausschließt. Tut sie das nicht, ist der Klageweg auch dann offen, wenn 
die Frist versäumt wurde. Das hat das LG Darmstadt klargestellt.  |

Hintergrund  |  Grundsätzlich gilt im Vereinsrecht, dass zunächst der ver-
einsinterne Rechtsweg ausgeschöpft werden muss, bevor Klage vor einem 
staatlichen Gericht erhoben werden kann. Der typische Fall sind Beschlüsse 
der Mitgliederversammlung, die fehlerhaft zustande kamen. Hier muss ein 
Mitglied, das die Unwirksamkeit des Beschlusses feststellen will, zunächst 
beim Verein, also beim Vorstand, Widerspruch einlegen. Tut es das nicht, 
kann ein angerufenes staatliches Gericht die Klage abweisen. Satzungsfris-
ten für die Anfechtung von Vereinsbeschlüssen (darunter fallen auch Wahlen) 
müssen nach herrschender Auffassung mindestens einen Monat betragen. 
Die Frist beginnt mit Bekanntmachung des Beschlusses. Legt die Satzung 
keine Fristen für die Beschlussanfechtung fest, ergibt sich dennoch keine 
zeitlich unbeschränkte Anfechtungsmöglichkeit. Je nach Einzelfall geht die 
Rechtsprechung dann von einer Frist von einem bis sechs Monaten aus.

Setzt die Satzung eine Frist für das Einlegen von Rechtsmitteln, muss sie 
aber auch klarstellen, dass nach Fristablauf nicht nur der Einspruch, son-
dern auch der Klageweg ausgeschlossen ist, wenn ein weiterer Rechtsweg 
ausgeschlossen werden soll. Das entschied das LG Darmstadt. Im behandel-
ten Fall hatte ein Mitglied eine Wahl angefochten, aber die dafür vorgesehene 
Frist von einem Monat nicht eingehalten. Weil die Satzung nicht regelte, dass 
im Falle der Fristversäumnis eine Anrufung der staatlichen Gerichte ausge-
schlossen ist, ließ das LG die Klage trotz der Fristüberschreitung zu  
(LG Darmstadt, Urteil vom 12.04.2024, Az. 25 O 113/23, Abruf-Nr. 250331).

Satzungsregelung  
an Urteil des  
LG Darmstadt 
ausrichten

	▶ Vereinsregister
Keine Sonderregelungen für Cannabis-Anbauvereinigung

|  Das Gesetz zum Umgang mit Konsumcannabis (KCanG) trifft Regelungen 
zu Anbauvereinigungen. Aus dem Gesetz geht zwar nicht hervor, dass es 
sich hier um eingetragene oder nicht eingetragene Vereine handeln muss. 
Meist wird aber der Verein als Rechtsform gewählt. Das OLG Karlsruhe hat 
jetzt klargestellt, dass sich aus dem KCanG keine vereinsrechtlichen Sonder-
regelungen bei der Eintragung ergeben.  |

Vielmehr bestimmen sich die konstitutiven Voraussetzungen für Gründung 
sowie Rechtsfähigkeit der Anbauvereinigung als Verein nach dem Vereins-
recht in §§ 21 ff. BGB. Das Registergericht muss deswegen bei der Anmel-
dung zur Eintragung ins Vereinsregister die sich aus dem Vereinsrecht erge-
benden Anforderungen in vollem Umfang prüfen (OLG Karlsruhe, Urteil vom 
25.04.2025, Az. 14 W 92/24 (Wx), Abruf-Nr. 250334).

Bei Eintragung 
gelten die Regelun-
gen aus §§ 21 ff BGB

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/250331
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/250334
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GEMEINNÜTZIGKEIT

Steueränderungsgesetz: Bundesregierung plant 
viele Änderungen für gemeinnützige Vereine

|  Die Bundesregierung hat den Entwurf für ein Steueränderungsgesetz 
2025 vorgelegt. Dieser enthält auch eine Reihe von Änderungen im Gemein-
nützigkeitsrecht. Weil die allesamt schon zum 01.01.2026 in Kraft treten sol-
len, macht Sie VB mit den Neuerungen jetzt schon vertraut.  |

Übersicht über die geplanten Änderungen
Die Änderungen sind die umfassendsten seit 2020. Im Einzelnen vorgesehen 
sind
1.	 die Anhebung der Freigrenze für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb auf 50.000 Euro (§ 64 Abs. 3 S. 1 AO),
2.	die Anhebung der Ehrenamtspauschale auf 960 Euro (§ 3 Nr. 26a EStG),
3.	die Anhebung des Übungsleiterfreibetrags auf 3.300 Euro (§ 3 Nr. 26 EStG), 
4.	die Anhebung der Freigrenze bei der Pflicht zur zeitnahen Mittelverwen-

dung auf 100.000 Euro (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 4 AO), 
5.	der Verzicht auf eine Sphärenzuordnung von Einnahmen, bei Körperschaf-

ten mit Einnahmen unter 50.000 Euro (§ 64 Abs. 3 S. 2 AO),
6.	die Einführung von E-Sport als neuen gemeinnützigen Zweck (§ 52 Abs. 2 

S. 1 Nr. 21 AO),
7.	die Behandlung von Photovoltaikanlagen als steuerlich unschädliche Be-

tätigung bei der Gemeinnützigkeit (§ 58 Nr. 11 AO),
8.	eine Änderung im Zivilrecht (§ 31a Abs. 1 S. 1 und § 31b Abs. 1 S. 1 BGB), 

nach der die ehrenamtliche Tätigkeit in Vereinen in erweitertem Umfang 
von Haftungsrisiken freigestellt werden soll. Hierzu soll die Vergütungs-
grenze für das vereinsrechtliche Haftungsprivileg angehoben werden.  
Damit kommt die Bundesregierung einer Forderung des Bundesrats nach.

1. Anhebung der Umsatzfreigrenze
Die Umsatzfreigrenze für steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 
wurde zuletzt 2020 (auf 45.000 Euro) angehoben. Die Anpassung auf 50.000 
Euro entspricht also nur ungefähr einem Inflationsausgleich.

2. und 3. Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamtspauschale
Neben der betragsmäßigen Erhöhung stellt die geplante Änderung klar, dass 
mit der jeweils ausgeübten Tätigkeit selbst steuerbegünstigte Zwecke ver-
folgt werden müssen. Die Finanzverwaltung hat das zwar schon bisher so 
gesehen (R 3.26a Abs. 1 EStR); aus dem Gesetzeswortlaut ging das aber nicht 
eindeutig hervor.

Wichtig  |  Damit wird klargestellt, dass insbesondere Tätigkeiten im Rahmen 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe nicht begünstigt sind.

Größte Reform  
im gemeinnützigen 
Sektor seit 2020 ...

... umfasst auch 
größere Haftungs- 
befreiungen für 
Ehrenamtler

Nur Tätigkeiten für 
steuerbegünstigte 
Zwecke werden 
privilegiert
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4. Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung
Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung soll für steuerbegünstigte Kör-
perschaften, deren Einnahmen bis 100.000 Euro pro Jahr betragen, abge-
schafft werden. Bisher lag diese Grenze bei 45.000 Euro. 

Hohe Anhebung ist nicht unumstritten
Die Anhebung der Grenze fällt also sehr hoch aus. Laut der Gesetzesbegrün-
dung würde damit für rund 90 Prozent der steuerbegünstigten Körperschaf-
ten der Nachweis der zeitnahen Mittelverwendung entfallen.

Bedenken gegen diese weitgehende Abschaffung der Pflicht zur zeitnahen 
Mittelverwendung begegnet die Gesetzesbegründung mit dem Hinweis, dass 
§ 56 AO (Gebot der Ausschließlichkeit) auch künftig ungerechtfertigte Mit-
telansammlungen ausschließt. Außerdem liege es im eigenen Interesse der 
steuerbegünstigten Körperschaften, ihre Mittel auch zeitnah für steuerbe-
günstigte Zwecke zu verwenden, da anderenfalls mit einem Rückgang der 
Spenden zu rechnen sei.

Was sagen Bundesrat und Bundestag?
Bereits die Vorgängerregierung hatte eine völlige Abschaffung des Gebots 
der zeitnahen Mittelverwendung geplant. Dieser Vorstoß scheiterte aber im 
Gesetzgebungsverfahren. Bedenken gab es wegen der entstehenden Rechts-
unsicherheit. 

Ein zweites Gegenargument war, dass so das Vertrauen der Spender, dass 
ihre Zuwendungen zeitnah für die Förderzwecke eingesetzt werden, unter-
graben und damit das Qualitätsmerkmal der Gemeinnützigkeit ein Stück weit 
beschädigt würde (Bundesrat, Drucksache 373/1/24 vom 17.09.2024, Abruf-Nr. 
244385). Es ist deswegen fraglich, ob Bundestag und Bundesrat einer so 
weitgreifenden Abschaffung der zeitnahen Mittelverwendung zustimmen.

5. Verzicht auf Sphärenzuordnung
Als grundsätzliche Neuerung eingeführt werden soll, dass bei Unterschrei-
tung der Umsatzfreigrenze keine Abgrenzung von Zweckbetrieb und steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben mehr vorgenommen werden 
muss.

	◼ § 64 Abs. 3 AO wird dazu durch folgenden Satz ergänzt:

Falls die Einnahmen aus sämtlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben (§ 14), die 
Gewinne erzielen, die Grenze nach S. 1 nicht überschreiten, ist damit eine Prüfung, 
ob die Voraussetzungen der §§ 65 bis 68 vorliegen, nicht mehr erforderlich.

So begründet der Gesetzgeber die Neuregelung 
Laut der Gesetzesbegründung wird damit klargestellt, dass die gemeinnützi-
gen Körperschaften bei Unterschreitung der Umsatzfreigrenze keine Ab-
grenzung und Aufteilung dahingehend vornehmen müssen, ob Einnahmen 

90 Prozent der 
steuerbegünstigten 
Körperschaften ...

... sollen von 
zeitnaher Mittel-
verwendungspflicht 
befreit werden

Zweifel an  
Sinnhaftigkeit  
der Neuregelung

Bei Einnahmen 
unterhalb der 
Umsatzfreigrenze 
soll Abgrenzung ...

... in Zweck- und wirt-
schaftlichen Geschäfts-
betrieb entfallen 

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/250334
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dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder einem Zweck-
betrieb zuzuordnen sind. Die Regelung soll insbesondere für kleine Vereine 
eine Verwaltungsentlastung bringen.

Das wären die konkreten Folgen
Die Neuregelung bedeutet also zunächst nur eine buchhalterische Vereinfa-
chung. Bei Unterschreitung der Umsatzfreigrenze entstehen ja keine ertrag-
steuerlichen Folgen. Insofern gibt es ertragsteuerlich keinen Unterschied 
zwischen Zweckbetrieben und steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben.

Die Trennung der Sphären ist aber nicht nur für eine mögliche Ertragsbe-
steuerung relevant, sondern auch für die Mittelverwendung. Das gilt sowohl 
für die zweckgebundene, als auch für die zeitnahe Mittelverwendung. Deswe-
gen soll sie nur soweit gelten, als die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe – 
also auch die Zweckbetriebe – keine Verluste erwirtschaften. Hier würden 
nämlich Verluste bei Nicht-Zweckbetrieben eine Mittelfehlverwendung  
bedeuten.

Offene Fragen
Hier ist die gesetzliche Neuregelung ebenso unscharf wie die Gesetzesbe-
gründung. Demnach soll diese Zuordnungsvereinfachung nur gelten, wenn 
die Verluste klar erkennbar nicht im Zweckbetrieb angefallen sind. 

In der Praxis könnte das den buchhalterischen Aufwand sogar erhöhen. Bis-
her gab es steuerlich keine Verpflichtung oder Notwendigkeit, die verschie-
denen steuerpflichtigen Geschäftsbetriebe buchhalterisch abzugrenzen. Die 
Neuregelung spricht von „sämtlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben“. 
Dabei bleibt unklar, ob 

	� hier nur die Aufteilung nach Zweckbetrieben und steuerpflichtigen Betrie-
ben gemeint ist oder 

	� innerhalb der nicht begünstigten Sphäre zusätzlich nach einzelnen Betrie-
ben unterschieden werden muss, die dann daraufhin überprüft werden 
müssen, ob sie Gewinne erzielen.

6. E-Sport wird gemeinnützig
Wie von einigen Kreisen seit langem gefordert, soll „E-Sport“ jetzt gemein-
nützig werden. Die Förderung des Sports in § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 21 AO wird 
dazu ohne weitere Erläuterung durch „E-Sport“ ergänzt.

Was wird unter E-Sport subsumiert?
Bei E-Sport („elektronischer Sport“) handelt es sich nach der Gesetzesbe-
gründung um einen sportlichen, digitalen Wettkampf, bei dem Menschen mit 
Hilfe physischer Kontrollelemente (Controller, Tastatur etc.) Videospiele am 
Computer oder einer Spielkonsole gegeneinander spielen. Das Spielfeld, die zu 
betrachtenden Regeln sowie das Resultat werden dabei durch die Software 
definiert. Die motorischen Fähigkeiten der spielenden Personen müssen dabei 
maßgeblichen Einfluss auf den Spielerfolg haben; er darf nicht lediglich vom 
Zufall abhängen. 

Buchhalterische 
Vereinfachung ohne 
steuerliche 
Konsequenzen

Unschärfe der 
Neuregelung 
produziert ...

... einige  
Unklarheiten

Motorische Fähig-
keiten der Spieler 
müssen Erfolg 
beeinflussen
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Durch die Ausübung von E-Sport wird insbesondere die Zusammenarbeit in 
einem Team sowie die Reaktionsfähigkeit geschult.

Diese Anforderungen stellt der Gesetzgeber an die Vereine
Damit eine Tätigkeit als gemeinnützig eingeordnet werden kann, muss sie 
gemäß § 52 Abs. 1 S. 1 und 2 AO die Allgemeinheit fördern. Deswegen sollen 
Körperschaften insbesondere verpflichtet sein, sich an die Jugendschutzge-
setzgebung zu halten (nur Spiele mit USK-Alterskennzeichnung). 

Spiele, bei denen rohe Gewalt (wie etwa auch das Töten von Menschen) reali-
tätsnah simuliert bzw. toleriert wird, sollen nicht begünstigt sein. Das soll 
auch für Spiele gelten, die die Würde des Menschen missachten. Online-
Glücksspiele fallen ebenfalls nicht unter E-Sport. 

Wichtig  |  Die Definition dessen, was E-Sport ist, wird die Rechtsprechung 
und Finanzverwaltung sicher lange beschäftigen. In jedem Fall wird nur wett-
kampfmäßig betriebener E-Sport begünstigt sein. Die Körperschaften sollen 
sich insbesondere auch der Suchtprävention widmen und einen gesunden 
Umgang mit dem Medium vermitteln.

PRAXISTIPP  |  Vereine, die sich jetzt gründen oder die Gemeinnützigkeit bean-
tragen, sollten diese Vorgabe durch eine entsprechende Satzungsregelung be-
rücksichtigen.

7. Betrieb von Photovoltaikanlagen ist unschädlich
Der Betrieb von Photovoltaikanlagen sollten künftig ausdrücklich unschäd-
lich für die Gemeinnützigkeit sein. In § 58 AO soll dazu eine neue Nr. 11 einge-
fügt werden.  

	◼ Wortlaut § 58 Nr. 11 AO

Die Steuervergünstigung wird danach nicht dadurch ausgeschlossen, dass
...
„eine Körperschaft Mittel für die Errichtung und den Betrieb von Photovoltaikan-
lagen und anderen Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz verwendet, 
soweit es sich dabei nicht um den Hauptzweck der Körperschaft handelt.“

Unter „andere Anlagen“ fallen Solar- und Geothermieanlagen sowie Ener-
gieerzeugung aus Biomasse.

Die Eingliederung in § 58 AO 
§ 58 AO definiert schon jetzt einige wirtschaftliche Tätigkeiten, die als Neben-
tätigkeiten für die Gemeinnützigkeit unschädlich sein sollen, z. B. die Perso-
nalgestellung und den bezahlten Sport. Das ändert nichts an einer möglichen 
Ertragsteuerpflicht dieser Betriebe. Der Betrieb von Photovoltaikanlagen hat 
hier nur insoweit eine Sonderstellung, als es weder um Leistungen an andere 

Das Kriterium  
„Förderung der  
Allgemeinheit“  
und ... 

... dessen  
konkrete  
Umsetzung  
im E-Sport

In § 58 AO wird neue 
Nr. 11 eingefügt
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begünstigte Einrichtungen geht, noch um Tätigkeiten, die eng mit begünstig-
ten Tätigkeiten verbunden sind (wie z. B. beim Profisport).

Die zwei Aspekte der Neuregelung
Die Neuregelung hat also in zweierlei Hinsicht Bedeutung:

	� Die Energieeinspeisung wird aus anderen steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben herausgestellt. Schon bisher galt, dass solche 
Betriebe nicht Hauptzweck der Körperschaft sein durften. Die Neurege-
lung würde bedeuten, dass dieses Kriterium für die Energieeinspeisung 
gesondert angewendet wird. Sie bleibt also unschädlich für die Gemein-
nützigkeit, auch wenn sie zusammen mit anderen nicht begünstigten Be-
trieben zur Haupttätigkeit wird.

	� Durch die Neuregelung – so die Gesetzesbegründung – ist sowohl der Ein-
satz von Mitteln zum Bau und zum Betrieb als auch zur Abdeckung der 
möglicherweise unvermeidlichen dauerhaften Verluste unschädlich für 
die Gemeinnützigkeit. 

Wichtig  |  Die Gesetzesbegründung geht davon aus, dass die Anlagen regel-
mäßig überwiegend der Produktion von selbstverbrauchtem Strom dienen 
und nur der Reststrom in das öffentliche Netz eingespeist wird. Aus dem Ge-
setzeswortlaut geht das aber nicht hervor. 

Gewinne aus solchen Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich steuerpflichtig. 
Neben der allgemeinen Umsatzfreigrenze gilt aber insbesondere die Steuer-
befreiungen des § 3 Nr. 72 EStG. Die Größe solcher Energieerzeugungsanlagen 
beschränkt die neue Regelung des § 58 AO Nr. 11 nicht.

8. Haftungserleichterungen im Ehrenamt
In den Gesetzentwurf aufgenommen hat die Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf des Bundesrats für die Anhebung der Haftungsgrenzen für ehren-
amtliche Tätigkeiten. Bisher gilt nach §§ 31a und 31b BGB, dass sie für Schäden 
gegenüber dem Verein nur bei grober Fahrlässigkeit und Vorsatz haften, 
wenn ihre jährliche Vergütung 840 Euro nicht übersteigt. Dieser Betrag ent-
spricht der Ehrenamtspauschale nach § 3 Nr. 26a EStG. Diese Grenze soll auf 
3.000 Euro angehoben werden, entsprechend der Übungsleiterpauschale in  
§ 3 Nr. 26 EStG).

Wichtig  |  Diese Neuregelung trägt der Tatsache Rechnung, dass auch Tätig-
keiten im Rahmen der Übungsleiterpauschale im Kern ehrenamtlich ausge-
übt werden, weil die Stundenvergütungen meist relativ gering sind, zumal 
das Mindestlohngesetz hier nicht greift.

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Steueränderungsgesetz 2025, Entwurf der Bundesregierung vom 10.09.2025 → Abruf-
Nr. 250236

Energieeinspeisung 
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Finanzierung aus 
zweckgebundenen 
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Anpassung  
an Übungsleiter- 
pauschale

DOWNLOAD
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https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/244385
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RECHNUNGSLEGUNG

Zeitnahe Mittelverwendung: Sachsen-Anhalt  
verschärft Vorgaben der Bundesfinanzverwaltung

|  Das Finanzministerium (FinMin) Sachsen-Anhalt hat eine Verwaltungs-
anweisung zu Rücklagen und Vermögensbildung bei steuerbegünstigten 
Körperschaften erlassen. Diese wiederholt die Vorgaben aus dem AEAO  
(zu § 62 AO) im Wesentlichen. In einigen Punkten geht das Schreiben aber 
weiter und verschärft die Voraussetzungen für die Rücklagenbildung.  |

Der Ausweis der Rücklagen in der Rechnungslegung
Die Bundesfinanzverwaltung verlangt im AEAO lediglich, dass die gemein-
nützige Einrichtung die Rücklagen in ihrer Rechnungslegung gesondert aus-
weist, damit eine Kontrolle jederzeit und ohne besonderen Aufwand möglich 
ist. Das kann in einer Nebenrechnung geschehen (Ziff. 14 zu § 62 Abs. 2 AO).

Nach Auffassung des FinMin Sachsen-Anhalt sollen bilanzierende Körper-
schaften die Rücklagen in ihrer Bilanz offen (getrennt vom übrigen Kapital) 
ausweisen. Es reicht aber aus, wenn sich die Rücklagen aus einer Neben-
rechnung zum Jahresabschluss ergeben. Nicht bilanzierende Körperschaf-
ten müssen die Rücklagen neben den Aufzeichnungen über Einnahmen und 
Ausgaben in einer gesonderten Nebenrechnung nachweisen (FinMin Sach-
sen-Anhalt, Schreiben vom 18.02.2025, Az. 42-S 0182-7, Abruf-Nr. 247199).

Wir lange können zweckgebundene Rücklagen gebildet werden?
Der AEAO nennt keine zeitliche Begrenzung für die Bildung zweckgebundener 
Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO. Nach Auffassung des FinMin soll da-
gegen grundsätzlich ein Zeitraum von sechs Jahren nicht überschritten werden.

PRAXISTIPP  |  Das bedeutet nicht, dass längere Zeiträume ausgeschlossen 
sind. Gemeinnützige Körperschaften müssen aber damit rechnen, dass das  
Finanzamt dann die Begründung für die Rücklagenbildung genauer überprüft.

Das FinMin ist zudem der Meinung, dass die Voraussetzungen für die zweck-
gebundenen Rücklagen in jedem Prüfungszeitraum erneut zu prüfen sind.

Wie wird die Bemessungsgrundlage für freie Rücklagen ermittelt?
Nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO darf bis zu einem Drittel der Überschüsse aus der 
Vermögensverwaltung in die freien Rücklagen eingestellt werden. Der AEAO 
regelt die Ermittlung der Bemessungsgrundlage nicht näher.

Das FinMin Sachsen-Anhalt ist der Auffassung, dass Verluste in der Vermö-
gensverwaltung, die in einem Jahr entstehen, zunächst durch Überschüsse 
in den folgenden Jahren auszugleichen ist, bevor eine Rücklagenbildung 
möglich ist. Eine Unterdeckung schränkt also die Möglichkeiten der Bildung 
freier Rücklagen in den nachfolgenden Jahren ein.

Rücklagen sollen in 
Bilanz getrennt vom 
übrigen Kapital aus- 
gewiesen werden

FinMin geht von 
maximal sechs 
Jahren aus

Verluste in Vorjahren 
müssen berück- 
sichtigt werden
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GEMEINNÜTZIGKEIT

Verluste im steuerpflichtigen Geschäftsbetrieb 
(Teil 2): Nicht immer gemeinnützigkeitsschädlich

|  Verluste bei steuerpflichtigen wirtschaftlichen Tätigkeiten sind ein Thema, 
das gemeinnützige Einrichtungen immer wieder beschäftigt. Meist steht 
dabei der mögliche Verlust der Gemeinnützigkeit im Vordergrund. Deshalb 
befasst sich Teil 2 der VB-Beitragsreihe mit der Frage, wann Verluste  
ausnahmsweise unschädlich für die Gemeinnützigkeit sind.  |

Verluste sind in Grenzen tolerabel
Wie im ersten Teil des Beitrags gezeigt sind Verluste in Mittelbeschaffungsbe-
trieben grundsätzlich gemeinnützigkeitsschädlich. Das kann aber nicht in allen 
Fällen gelten. Der wichtigste Grund dafür ist, dass jede wirtschaftliche Betäti-
gung auch wirtschaftliche Risiken enthält, die im Vorhinein nicht ausgeschlossen 
werden können. Allein darauf abzustellen, dass es im Ergebnis zu Verlusten 
kam, geht daher an der betriebswirtschaftlichen Realität vorbei.

Das entspricht auch der Ansicht der Finanzverwaltung. Da steuerbegünstigte 
Körperschaften steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe regelmäßig 
nur unterhalten, um zusätzliche Mittel für die Verwirklichung der steuerbe-
günstigten Zwecke zu beschaffen, müssen Verluste in bestimmten Umfang 
toleriert werden (AEAO, Ziff. 8 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO).

Verluste bei Verstößen gegen das Selbstlosigkeitsgebot
Daraus folgt aber auch, dass Verluste strenger bewertet werden müssen, die 
aus Tätigkeiten resultieren, bei denen nicht die Mittelbeschaffung im Vorder-
grund steht. Das gilt insbesondere für Betriebe, die in erster Linie der güns-
tigen Selbstversorgung von Vereinsmitgliedern dienen.

	◼ Beispiel

Eine Vereinsgastronomie, die überwiegend von Vereinsmitgliedern besucht wird, 
macht regelmäßig Verluste, weil sie keine kostendeckenden Preise ansetzt.

Folge: Hier liegt ein Verstoß gegen das Gebot der Selbstlosigkeit vor, wenn die 
Preise nicht marktüblich sind. Unschädlich wären die Verluste nur, wenn sie nicht 
höher sind als das, was Vereinsmitgliedern als Annehmlichkeiten üblicherweise 
gewährt werden darf (40/60-Euro-Grenze).

Wichtig  |  Bei einem Verstoß gegen das Selbstlosigkeitsgebot können Ver-
luste auch dann gemeinnützigkeitsschädlich sein, wenn sie durch Über-
schüsse aus anderen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
ausgeglichen werden.

Auch die Finanzver-
waltung verschließt 
sich nicht ...

... vor den Risiken 
wirtschaftlichen 
Handelns

Bei Betrieben zur 
günstigen Selbst-
versorgung von 
Mitgliedern ist das ...

... Finanzamt wegen 
Verstoßes gegen  
das Selbstlosigkeits-
gebot unnachgiebig
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Wann sind Verluste unschädlich?
Finanzverwaltung und -gerichte haben aber eine Reihe von Ausnahmen fest-
gelegt, bei denen trotz Verlusten bei zweckfremden Tätigkeiten die Gemein-
nützigkeit nicht entzogen wird. Unschädlich ist demnach
1.	 ein Verlust, wenn dem ideellen Bereich in den vorangegangenen sechs 

Jahren Gewinne in mindestens gleicher Höhe zugeführt wurden,
2.	ein Verlust, der durch die Berücksichtigung von anteiligen Abschreibungen 

oder anderen Gemeinkosten auf gemischt genutzte Wirtschaftsgüter ent-
standen ist,

3.	ein Verlust, der auf einer Fehlkalkulation beruht und innerhalb eines Jah-
res wieder ausgeglichen wird,

4.	Anlaufverluste neu gegründeter Betriebe, wenn diese nach drei Jahren 
ausgeglichen werden,

5.	der Ausgleich eines Verlustes durch ein Darlehen, bei dem Zins und Til-
gung der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb trägt.

1. Verlustausgleich durch Gewinne der Vorjahre
Ähnlich wie bei der Verrechnung von Gewinnen und Verlusten zwischen ver-
schiedenen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben können Verluste auch mit 
Gewinnen der Vorjahre verrechnet werden. Unschädlich ist nach Auffassung 
der Finanzverwaltung ein Verlust, wenn dem ideellen Bereich in den sechs 
vorangegangenen Jahren Gewinne des einheitlichen steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs in mindestens gleicher Höhe zugeführt wor-
den sind. Der Verlustausgleich wird hier als Rückgabe früherer, durch das 
Gemeinnützigkeitsrecht vorgeschriebener Gewinnabführungen angesehen 
(AEAO Nr. 4 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1). 

Das gilt aber nur bei gelegentlichen Verlusten. Zudem darf der Verlust nicht 
höher sein als der Gewinn aus den sechs Vorjahren.

	◼ Beispiel

Ein gemeinnütziger Sportverein hat mit seiner Gaststätte in den Jahren 2023 und 
2024 jeweils einen Gewinn von 30.000 Euro erwirtschaftet. Im Jahr 2025 kommt 
es zu einem Verlust in Höhe von 40.000 Euro. 

Folge: Der Verlust bleibt ohne Schaden für die Gemeinnützigkeit.

Vor allem Dauerverluste sind also ein Problem. Das Finanzamt wird es meist 
auch tolerieren, wenn zwei Jahre nacheinander Verluste entstehen. Dann 
muss die Körperschaft aber recht schnell Maßnahmen ergreifen, damit es zu 
keinen weiteren Verlustjahren kommt.

2. Verluste durch anteilige Abschreibungen und Gemeinkosten
Unschädlich für die Steuerbegünstigung ist der Verlust eines steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, wenn er ausschließlich durch die Berück-
sichtigung von anteiligen Abschreibungen auf gemischt genutzte Wirtschafts-
güter entstanden ist und die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

Die fünf  
wichtigsten 
Ausnahme- 
tatbestände

Verlust darf  
nicht höher sein 
als die Summe  
der Gewinne ...

... aus den sechs 
Vorjahren

Verein sollte 
möglichst Dauer-
verluste vermeiden
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	� Das Wirtschaftsgut wurde für den steuerbegünstigten Bereich angeschafft 
und wird nur zur besseren Kapazitätsauslastung und Mittelbeschaffung 
teilweise für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ge-
nutzt. Das Wirtschaftsgut – typischerweise technische Anlagen und Immo-
bilien – darf dabei aber nicht größer ausgelegt sein als für die Nutzung im 
steuerbegünstigten Bereich notwendig.

	� Die Körperschaft verlangt für die Leistungen des steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs marktübliche Preise.

	� Der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetrieb bildet keinen eigen-
ständigen Sektor eines Gebäudes (z. B. die Gaststätte in einer Sporthalle).

Diese Regelung der Finanzverwaltung (AEAO, Ziff. 8 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO) 
unterstellt, dass die entsprechenden Anlagen für den steuerbegünstigten 
Bereich angeschafft wurden und vorwiegend Überkapazitäten zweckfremd 
genutzt werden.

	◼ Beispiel

Ein Tennisverein hat für 150.000 Euro eine neue Halle gebaut. Zu 20 Prozent nutzt 
er sie für die Vermietung an Nichtmitglieder (steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb). Aus dieser Vermietung entsteht (bei Berücksichtigung der Ab-
schreibungen) ein Verlust von 1.200 Euro pro Jahr. Dieser Verlust ist unschädlich, 
weil sich bei einer Abschreibungsdauer von 20 Jahren (= 7.500 Afa-Rate pro Jahr) 
und einem davon auf die Vermietung entfallenden Anteil von 20 Prozent (= 1.500 
Euro) eine anteilige Abschreibung ergibt, die höher ist als der jährliche Verlust.

Die Preise für die Nutzung mussten aber marktüblich sein. Eine Überdimensio-
nierung wird hier in der Regel nicht bestehen – außer die Halle enthält mehr 
Plätze als der Verein ohne die Vermietung an Nichtmitglieder benötigen würde.

Für steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die einen abgrenzbaren 
Bereich eines Gebäudes bilden und deshalb nicht gemischt genutzt werden, 
gilt das aber nicht.

	◼ Beispiel

Ein Bowling-Verein erzielt mit der Vereinsgaststätte in der Bowlingbahn nachhal-
tige Verluste. 

Folge: Hier können die anteiligen Abschreibungen auf das Gebäude bei diesem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb nicht zur Minderung des ge-
meinnützigkeitsschädlichen Verlustes angesetzt werden.

Das gleiche Verfahren bei der gemeinnützigkeitsrechtlichen Beurteilung von 
Verlusten gilt auch für die Berücksichtigung anderer gemischter Aufwendun-
gen (z. B. zeitweiliger Einsatz von Personal des ideellen Bereichs in einem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb). Da sich die Kapazitäten 

Die Voraussetzungen 
für den Verlust- 
ausgleich

... und anteilige 
Abschreibungen 
nicht zur Minderung 
des Verlusts ...

... angesetzt werden 
dürfen

Wann keine gemischte 
Nutzung von Anlagen 
vorliegt ...
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(hier z. B. der Personalstand) in der Regel aber in relativ kurzen Zeiträumen 
an den Bedarf anpassen lassen, werden sich Dauerverluste – anders als bei 
gemischt genutztem Anlagevermögen – so nicht rechtfertigen lassen. 

3. Verlust durch Fehlkalkulation
Ebenfalls unschädlich ist der Ausgleich des Verlustes eines steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs mit Mitteln des ideellen Bereichs. Vor-
aussetzung ist, dass 

	� der Verlust auf einer Fehlkalkulation beruht, 
	� die Körperschaft innerhalb von zwölf Monaten nach Ende des Wirtschafts-
jahres, in dem der Verlust entstanden ist, dem ideellen Tätigkeitsbereich 
wieder Mittel in entsprechender Höhe zuführt und 

	� die zugeführten Mittel nicht aus zweckgebundenen Mitteln stammen (BFH, 
Urteil vom 13.11.1996, Az. I R 152/93, Abruf-Nr. 97062).

Unabdingbar für den Erhalt der Gemeinnützigkeit ist aber die Rückführung 
der Mittel. Der BFH hat seine frühere Auffassung (BFH, Urteil vom 02.10.1968, 
Az. I R 40/68), dass es genügt, wenn der Verein ernsthaft einen Verlustaus-
gleich auf andere Weise versucht hat, ausdrücklich revidiert. Die Rechtspre-
chung berücksichtigt dabei, dass die Geschäftsführer von gemeinnützigen 
Einrichtungen sehr oft über keine betriebswirtschaftlichen Kenntnisse verfü-
gen und ihre Tätigkeit für die Körperschaft ehrenamtlich ausüben. Verluste 
aufgrund von Fehlkalkulationen sind daher häufig nicht zu vermeiden. Sie 
müssen notfalls auch mit Mitteln des ideellen Tätigkeitsbereichs abgedeckt 
werden, um Vollstreckungsmaßnahmen zu vermeiden und die Fortführung 
der steuerbegünstigten Tätigkeiten nicht zu gefährden. Wenn die für den  
Verlustausgleich eingesetzten Mittel nur zeitweilig dem ideellen Tätigkeits-
bereich entzogen werden, kommt es zudem zu keiner den Wettbewerb nach-
haltig beeinflussenden Daueralimentation des Nicht-Zweckbetriebs (BFH, 
Urteil vom 13.11.1996, Az. I R 152/93, Abruf-Nr. 97062).

Die Frist von zwölf Monaten für die Zurückführung der Mittel verschafft den 
Körperschaften ausreichend Zeit, um in einer ordentlichen Mitgliederver-
sammlung die erforderlichen Maßnahmen zu beschließen und sich die benö-
tigten Mittel zu beschaffen.

Die Zuführungen zu dem ideellen Bereich können aus dem Gewinn des (ein-
heitlichen) steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, der in dem 
Jahr nach der Entstehung des Verlustes erzielt wird, geleistet werden.

Darüber hinaus kann ein solcher Verlust durch folgende Maßnahmen ge-
deckt werden:

	� Umlagen, die von den Mitgliedern zur Deckung dieser Verluste erhoben wer-
den. Diese Zahlungen sind aber keine steuerlich abzugsfähigen Spenden. Da 
ein Leistungstausch fehlt, sind sie aber auch nicht umsatzsteuerpflichtig.

	� Zuschüsse von Dritten, die ausdrücklich für die Verlustdeckung gezahlt 
werden. Damit der Verwendungszweck unstrittig ist, sollte mit dem Zu-
wendungsgeber eine entsprechende Vereinbarung getroffen werden.

BFH ist bei ehren-
amtlich geführten 
Vereinen etwas 
nachsichtiger ...

... und lässt nur  
den Ausgleich aus 
zweckgebundenen 
Mitteln nicht zu

Mittel müssen 
innerhalb von zwölf 
Monaten zurück 
geführt werden

Zwei weitere 
mögliche  
Maßnahmen ...

... zum  
Verlustausgleich

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/37720
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4. Anlaufverluste
Dass neu gegründete Betriebe in den ersten Jahren oft noch nicht die Gewinn-
zone erreichen, ist eine betriebswirtschaftliche Binsenweisheit. Entsprechend 
vertritt die Finanzverwaltung die Auffassung, dass beim Aufbau eines neuen 
Betriebs eine Verwendung von Mitteln des ideellen Bereichs für den Ausgleich 
von Verlusten auch dann unschädlich für die Steuerbegünstigung ist, wenn 
mit Anlaufverlusten zu rechnen war (AEAO Nr. 8 zur § 55 Abs. 1 Nr. 1).

Dieser Auffassung folgt auch der BFH (Beschluss vom 01.07.2009, Az. I R 6/08, 
Abruf-Nr. 093504). Er begründet das damit, dass steuerbegünstigte Körper-
schaften eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben dürfen. Das folge aus § 5  
Abs. 1 Nr. 9 S. 2 KStG und § 64 AO. 

Der BFH hat aber klargestellt, dass diese Anlaufverluste nur aus nicht zeit-
nah zu verwendenden Mitteln gedeckt werden dürfen. Er folgt damit der Lo-
gik, dass Mittel, die nicht zeitnah zu verwenden sind, langfristig von der 
zweckgebundenen Verwendung freigestellt sind. Es spielt dann keine Rolle, 
ob sie lediglich zweckfremd investiert sind oder dort zunächst verloren gehen 
und dann durch entsprechenden Gewinn wieder verfügbar werden.

Gemeinnützige Körperschaften müssen – so die Vorgabe der Finanzverwaltung 
– aber in der Regel innerhalb von drei Jahren nach dem Ende des Entstehungs-
jahres des Verlustes dem ideellen Bereich wieder Mittel zuführen, die gemein-
nützigkeitsunschädlich dafür verwendet werden dürfen (AEAO Nr. 8 zur § 55 
Abs. 1 Nr. 1). Diese Formulierung lässt darauf schließen, dass im Einzelfall auch 
Anlaufverluste über mehr als drei Jahre geduldet werden. Das erscheint pra-
xisnah, weil es widersinnig wäre, Betriebe auflösen zu müssen, die zwar nicht 
schnell genug, aber absehbar in die Gewinnzone kommen. Zumal das mit wei-
teren Verlusten verbunden sein wird. Allerdings lässt sich aus der Regelung 
auch ableiten, dass Betriebe nicht begonnen werden dürfen, wenn sie voraus-
sichtlich eine Anlaufzeit von mehr als drei Jahren benötigten.

Wichtig  |  Ist nach drei Jahren nach Beginn der entsprechenden wirtschaft-
lichen Tätigkeit nicht absehbar, wann Gewinne erwirtschaftet werden, muss 
der Betrieb in der Regel eingestellt werden.

5. Verlustausgleich durch betriebliches Darlehen
Möglich ist nach Auffassung der Finanzverwaltung auch ein Verlustausgleich 
durch ein betriebliches Darlehen des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs (AEAO Nr. 7 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1). Statt durch Mittel des ideellen 
Bereichs, die entsprechend rückgeführt werden müssen, wird der Verlust 
hier also durch Fremdkapital finanziert. Unschädlich für die Gemeinnützig-
keit ist das aber nur, wenn Tilgung und Zinsen für das Darlehen ausschließlich 
aus Mitteln des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs geleistet 
werden.

Alternativ können bereits in dem Betrieb verwendete ideelle Mittel durch ein 
Darlehen, das dem Betrieb zugeordnet wird, an den ideellen Bereich der Kör-
perschaft zurückgegeben werden. Das muss innerhalb der Frist von zwölf 
Monaten nach dem Ende des Verlustentstehungsjahres geschehen.

Eine Zeitlang dürfen 
Mittel aus dem 
ideellen Bereich ...

... zum Verlust- 
ausgleich verwendet 
werden

Die Drei-Jahres-
Grenze ist nicht in 
Stein gemeißelt

Verlust wird durch 
Fremdkapital 
finanziert

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/42654
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Zur Besicherung solcher Darlehen darf auch das Vermögen des steuerbe-
günstigten Bereichs mit einer Sicherheit für ein betriebliches Darlehen be-
lastet werden (z. B. Grundschuld auf einer Sporthalle). Die Eintragung einer 
Grundschuld – so die Finanzverwaltung – bedeutet nämlich noch nicht, dass  
das belastete Vermögen für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb verwendet worden ist (AEAO Nr. 7 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1).

Problematisch wird es natürlich, wenn der Verein das Darlehen nicht mehr 
bedienen kann und die kreditgebende Bank die Besicherung in Anspruch 
nimmt. Hierzu hat sich die Finanzverwaltung nicht geäußert.

Problemfall – in Kauf genommene Dauerverluste
In der Regel liegt es im Eigeninteresse gemeinnütziger Einrichtungen, in steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben Dauerverluste zu verhindern. 
Das gilt aber nicht immer. Ein klassischer Fall sind Vereinsgastronomien, die vor 
allem betrieben werden, um den Standort attraktiver zu machen.

	◼ Beispiel

Ein Tennisverein hat seine Anlagen, die er an Mitglieder und Dritte vermietet, in 
einem städtischen Randgebiet. Gäste außerhalb der eigenen Nutzer sind hier 
kaum zu gewinnen, weswegen die Gastronomie keine Kostendeckung erzielt. Der 
Verein möchte das Lokal aber weiter betreiben, weil er befürchtet, sonst auch 
Nutzer der Sportanlage zu verlieren.

Dieses Argument wird beim Finanzamt aber nicht verfangen. Dauerverluste 
sind nur dann unschädlich, wenn sie mit Gewinnen aus anderen steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben verrechnet werden können. Im 
Fall des Tennisvereins kämen insbesondere die Nutzungsgebühren der 
Nichtmitglieder in Frage.

FAZIT  |  Aus den verschiedenen Regelungen der Finanzverwaltung und Recht-
sprechung lässt sich der Eindruck gewinnen, als seien gemeinnützige Einrich-
tungen mit ihren steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben mehr 
oder weniger zum Erfolg verdammt – bei Strafe des Verlustes der Gemeinnützig-
keit. Tatsächlich zeigt aber die Praxis, dass der Entzug der Gemeinnützigkeit aus 
diesem Grund die seltene Ausnahme ist. Die Empfehlung lautet: Bei Dauerver-
lusten im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb rechtzeitig mit 
dem Finanzamt in Kontakt treten und mit ihm eine Lösung entwickeln.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

•	Teil 1 der Beitragsserie „Mit Verlusten in steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben richtig umgehen“, VB 9/2025, Seite 8 → Abruf-Nr. 50525697

•	In Teil 3 der Serie lesen Sie alles zum Thrma „So funktioniert der Verlust- und Gewinn-
vortrag in steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben“.

Vereinsvermögen 
darf als Sicherheit 
genutzt werden

... wird sich  
das Finanzamt 
argumentativ kaum  
überzeugen lassen

INFORMATION
Mehr zum Thema 

in VB 9 und 11 I 2025

Beim klassischen 
Praxisfall der  
Vereinsgastronomie 
mit Dauerverlusten ...

https://www.iww.de/vb/gemeinnuetzigkeitsrecht/gemeinnuetzigkeit-mit-verlusten-in-steuerpflichtigen-wirtschaftlichen-geschaeftsbetrieben-richtig-umgehen-teil-1-b169091
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UMSATZSTEUER

Korrektur des Vorsteuerabzugs: OFD Baden-
Württemberg klärt das „wann und wie“

|  Ein Verein kann die Vorsteuer nur aus solchen Lieferungen oder sonsti-
gen Leistungen geltend machen, die er für steuerbare Umsätze verwendet. 
Ändert sich die Verwendung, muss er den Vorsteuerabzug korrigieren. Die   
OFD Baden-Württemberg hat sich jetzt mit der Frage befasst, zu welchem 
Zeitpunkt diese Korrektur erfolgen muss. Das ist relevant, weil bei der Kor-
rektur des Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG die Berichtigung während des 
Nutzungszeitraums erfolgt; bei einer anderen Berichtigung durch eine  
Änderung dagegen für das Jahr der Anschaffung.  |

Das Kriterium „Änderung der Verhältnisse”
Grundsätzlich entsteht das Recht auf Vorsteuerabzug im Zeitpunkt des Leis-
tungsbezugs. Es ist also die Verwendungsabsicht in diesem Zeitpunkt  
entscheidend. Deswegen erfolgt bei Änderung der Verhältnisse eine nach-
trägliche Korrektur. Maßgeblich für eine Vorsteuerberichtigung ist eine  
Änderung der tatsächlichen Verwendung der bezogenen Leistung gegenüber 
der ursprünglichen Verwendungsabsicht. Verwendung in diesem Sinn ist die 
tatsächliche Nutzung des Wirtschaftsguts zur Erzielung von Umsätzen.

Voraussetzung für die Korrektur des Vorsteuerabzugs ist, dass sich die für 
den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse ändern. Das 
kann nach Abschnitt 15a. 2 Abs. 2 UStAE u. a. der Fall sein, wenn

	� der Unternehmer einen ursprünglich ausgeübten Verzicht auf eine Steuer-
befreiung (§ 9 UStG) später nicht fortführt, 

	� sich das prozentuale Verhältnis ändert, nachdem die abziehbaren Vorsteu-
ern ursprünglich aufgeteilt worden sind (z. B. durch Anwendung des Ge-
samt- oder eines Teilumsatzschlüssels),

	� der Unternehmer von der allgemeinen Besteuerung zur Steuerbefreiung 
für Kleinunternehmer (§ 19 Abs. 1 oder 4 UStG) oder umgekehrt übergeht, 

	� sich die rechtliche Beurteilung des ursprünglichen Vorsteuerabzugs spä-
ter als unzutreffend erweist, sofern die Steuerfestsetzung für das Jahr des 
Leistungsbezugs bestandskräftig und unabänderbar ist.

Wichtig  |  Es kann sich aber auch herausstellen, dass falsch besteuert wurde. 
Das ist z. B. der Fall, wenn sich der Unternehmer auf eine Steuerbefreiung 
berufen hat, die tatsächlich nicht greift oder er eine Steuerbefreiung nicht 
genutzt hat, die ihm zusteht. Gerade bei gemeinnützigen Einrichtungen ist 
die Besteuerung wegen des teilweise möglichen Rückgriffs auf Gemein-
schaftsrecht oft nicht einfach zu klären.

Zum Zeitpunkt der Vorsteuerkorrektur
Die Änderung der Vorsteuer ist nach § 44 Abs. 3 S. 1 UStDV in dem Voranmel-
dezeitraum durchzuführen, in dem sich die maßgeblichen Verhältnisse ge-

Die Grundsätze  
zum Vorsteuerabzug 
in § 15 UStG ...

... und die möglichen 
Korrekturanlässe

„Falschbesteuerung“ 
als weiterer 
Änderungsgrund
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genüber den Verhältnissen im Kalenderjahr der erstmaligen Verwendung 
verändert haben. Die Änderung erfolgt im Rahmen der Vorsteueranmeldung 
für den jeweiligen Vorsteueranmeldezeitraum. Eine Berichtigung ausschließ-
lich im Rahmen der Umsatzsteuerjahreserklärung ist nur möglich, wenn die 
Berichtigung im Kalenderjahr 6.000 Euro nicht übersteigt (OFD Baden-Würt-
temberg, Schreiben vom 27.03.2025, Az. S 7316 – Karte 3, Abruf-Nr. 250358).

Vorsteuerberichtigung oder Korrektur des Abzugs?
Nach Abschn. 15a. 2 Abs. 2 Nr. 6 UStAE tritt eine Änderung der maßgebenden 
Verhältnisse auch dadurch ein, dass sich bei tatsächlich gleichbleibenden 
Verwendungsumsätzen die rechtliche Beurteilung der Umsätze aus Sicht des 
§ 15 Abs. 1a bis 4 UStG (Abzugsfähigkeit) als unzutreffend erweist. Lag der 
Fehler bei der (nicht) vorgenommenen Zuordnung zum Unternehmen, ist ei-
ne Korrektur des Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG nicht möglich. Vielmehr 
hätte die unzutreffende Beurteilung bereits beim Vorsteuerabzug nach § 15 
Abs. 1 UStG beanstandet werden müssen.

Wichtig  |  Das würde bedeuten, dass berichtigte Umsatzsteuervoranmel-
dungen abgegeben werden.

Voraussetzung für die Vorsteuerberichtigung ist jedoch, dass die Steuerfest-
setzung für das Jahr, in dem die Vorsteuer unzutreffend abgezogen wurde 
(Abzugsjahr), bestandskräftig und unabänderbar ist. Das gilt auch dann, 
wenn von falschen sachlichen Voraussetzungen ausgegangen wurde. Bei  
einer Steuerfestsetzung für das Folgejahr können nur solche Änderungs-
gründe berücksichtigt werden, deren Voraussetzungen mit Ablauf dieses 
Folgejahres verwirklicht waren.

Eine Berichtigung des unzutreffenden Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG in 
einem Folgejahr kann daher erst ab dem Jahr erfolgen, in dem die Steuer-
festsetzung für das Jahr, in dem der Vorsteuerabzug unzutreffend gewährt 
wurde (Abzugsjahr), abgabenrechtlich nicht mehr änderbar ist (z. B. nach  
§§ 164 Abs. 2, 172 AO). Dabei kommt es nicht auf die abstrakte Möglichkeit 
einer Änderung an. Es ist vielmehr im jeweiligen Einzelfall zu prüfen, ob die 
Steuerfestsetzung des Abzugsjahres im jeweiligen Folgejahr hätte geändert 
werden können.

	◼ Beispiel

Ein Verein baut im Jahr 01 eine Sporthalle, die er zu 20 Prozent steuerpflichtig 
(Überlassung an Mitglieder und Dritte) und zu 80 Prozent steuerfrei verwendet 
(beitragsfinanzierter Sportbetrieb und nach § 4 Nr. 22b UStG steuerbefreite 
sportliche Veranstaltungen). In der Umsatzsteuer-Jahreserklärung 01, die der 
Verein am 31.03.02 abgegeben hat, zieht er aufgrund zunächst anderer Einschät-
zung der tatsächlichen Nutzung zu Unrecht 40 Prozent der Vorsteuer aus den 
Herstellungskosten ab. Im Rahmen einer Umsatzsteuer-Prüfung im Jahr 07 wird 
der überhöhte Vorsteuerabzug festgestellt. Der Vorsteuerabzug wurde weder 
vorsätzlich noch fahrlässig in der unzutreffenden Höhe beantragt (keine Steuer-
hinterziehung oder -verkürzung).

Änderung muss im 
jeweiligen Voran-
meldungszeitraum 
erfolgen

In welchem Jahr 
kann die Vorsteuer 
berichitgt werden?

Vorsteuerabzug und 
-berichtigung beim 
Bau einer Sporthalle

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/250358
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Folge: Der Vorsteuerabzug im Jahr 01 wurde fehlerhaft beurteilt, da nach den 
Verwendungsverhältnissen lediglich ein Abzug von 20 Prozent zulässig ist. Für 
die Umsatzsteuer 01 tritt mit Ablauf des 31.12.06 Festsetzungsverjährung ein. Ei-
ne Korrektur des Steuerbescheids 01 ist daher ab dem 01.01.07 nicht mehr mög-
lich. Da im Jahr 07 die Steuerfestsetzung des Abzugsjahrs abgabenrechtlich nicht 
mehr geändert werden kann, ist ab 07 bis zum Ende des Berichtigungszeitraums 
der Vorsteuerabzug nach § 15a UStG zu berichtigen.

Vorsteuerberichtigung bei Berufung auf EU-Befreiung
Sind Ausgangsumsätze nach nationalem Recht steuerpflichtig, besteht für 
sie nach dem Unionsrecht jedoch eine Steuerbefreiung, kann die auf Ein-
gangsumsätze entfallende Umsatzsteuer nur dann nicht als Vorsteuer abge-
zogen werden, wenn sich der Verein auf die unionsrechtliche Steuerbefreiung 
beruft. Tut er das nicht, sind die Umsätze nach nationalem Recht steuer-
pflichtig und die Vorsteuer wurde zu Recht abgezogen. Es liegt somit keine 
rechtsfehlerhafte Beurteilung des Vorsteuerabzugs im Abzugsjahr vor.

Beruft sich der Verein in einem Folgejahr auf eine unionsrechtliche Steuer-
befreiung, liegt eine Änderung der Verhältnisse i. S. v. § 15a UStG vor. Der 
Vorsteuerabzug kann im Folgejahr auch dann geändert werden, wenn das 
Abzugsjahr noch änderbar ist.

	◼ Beispiel

Ein Verein hat im Jahr 01 für Kinder- und Jugendliche Kurse in Präventions- und 
Persönlichkeitstraining durchgeführt. Nachdem das Finanzamt nach einer ver-
bindlichen Auskunft eine Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 23a UStG abgelehnt hat 
und der Verein die Umsätze mit sieben Prozent besteuert hat, beruft er sich auf 
die Befreiungsvorschrift des Art. 132 Abs. 1 Buchst. I MWStSystRL für die Erzie-
hung von Kindern und Jugendlichen. Die Steuerfestsetzung kann noch geändert 
werden. Der Verein gibt entsprechende korrigierte Umsatzsteuererklärungen ab.

Ausnahmen von der Korrektur des Vorsteuerabzugs
Nicht in jedem Fall ist eine Korrektur des Vorsteuerabzugs erforderlich. Sie 
entfällt, wenn

	� die Vorsteuer auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht über 
1.000 Euro liegt (§ 44 Abs. 1 UStDV),

	� die Änderungen der Verhältnisse weniger als zehn Prozent und die zu be-
richtigende Vorsteuer weniger als 1.000 Euro beträgt oder

	� der Berichtigungsbetrag 6.000 Euro nicht übersteigt.

In diesen Fällen muss die Korrektur erst im Rahmen der Jahressteuerfest-
setzung nach § 44 Abs. 3 S. 1 UStDV erfolgen. Bei einer Veräußerung oder 
Entnahme aus dem Betriebsvermögen erfolgt die Berichtigung in dem Ver-
anlagungszeitraum, in dem die Lieferung durchgeführt wird (§ 44 Abs. 3 S. 2 
UStDV).

Darum handelt es 
sich hier um einen 
Fall der „Vorsteuer-
berichtigung“

Wenn EU-Recht und 
deutsches Recht 
beim Vorsteuerabzug 
divergieren ...

... und sich der 
Verein auf EU-Recht 
beruft

Drei Ausnahmefälle
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UMSATZSTEUER

BFH stellt klar: Präventions- und  
Persönlichkeitstraining ist steuerbefreit

|  Während die Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistungen im deut-
schen Recht näher geregelt ist, fehlt für die Erziehung von Kindern und 
Jugendlichen eine nationale Definition. Das gilt sowohl für die inhaltlichen, 
wie für die persönlichen Voraussetzungen. Deswegen können sich Anbieter 
auf die Regelung im Gemeinschaftsrecht berufen. Das hat der BFH klarge-
stellt.  |

Die einheitliche Befreiungsregelung im EU-Recht 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. I Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL) be-
freit die Erziehung von Kindern und Jugendlichen sowie Schul- und Hoch-
schulunterricht, Aus- und Fortbildung und berufliche Umschulung von der 
Umsatzsteuer. Begünstigt sind nach dieser Regelung „Einrichtungen des  
öffentlichen Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut sind, oder andere  
Einrichtungen mit von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannter ver-
gleichbarer Zielsetzung“.

Unterschiedliche Befreiungsregelungen im deutschen Recht
Im deutschen Recht ist die Steuerbefreiung dieser Leistungen in unter-
schiedlichen Vorschriften geregelt. Schul- und Hochschulunterricht, Aus- 
und Fortbildung und berufliche Umschulung in § 4 Nr. 21 und 22a UStG, die 
Erziehung von Kindern und Jugendlichen in § 4 Nr. 23a UStG.

Die Voraussetzungen für die Befreiung sind jeweils unterschiedlich. Während 
§ 4 Nr. 21 UStG eine staatliche Anerkennung bzw. Bescheinigung verlangt, 
fordert § 4 Nr. 22a UStG bei privaten Anbietern die Gemeinnützigkeit bzw. 
Berufsverbandseigenschaft. Dagegen verlangt § 4 Nr. 23a UStG eine  
Vergleichbarkeit zu Einrichtungen des öffentlichen Rechts und die fehlende 
systematische Gewinnerzielung.

Der Fall vor dem BFH und seine Entscheidung 
Bei entsprechenden Angeboten für Kinder und Jugendliche lohnt es sich des-
wegen zu prüfen, welche Befreiungsvorschrift im konkreten Fall greift. Das 
zeigt auch ein Fall, der dem BFH zu Entscheidung vorlag. Es ging um Präven-
tions- und Persönlichkeitstrainings. Das Finanzamt hatte die Steuerbefrei-
ung abgelehnt und darauf verwiesen, dass solche Leistungen kein Schul- und 
Hochschulunterricht seien. Dies gelte auch für die Befreiung nach Art. 132 
Abs. 1 Buchst. j MwStSystRL.

Weil § 4 Nr. 23a UStG für die Erziehung von Kindern und Jugendlichen ausrei-
chende Befreiungsmöglichkeiten vorsehe, könne sich der Anbieter auf die 
MwStSystRL nicht berufen.

Die Regelung in der 
Mehrwertsteuer- 
Systemrichtlinie 

Die Regelungen im 
Umsatzsteuergesetz

Finanzamt wollte für  
Präventions- und 
Persönlichkeitstrai-
nings für Kinder ...

... keine Umsatz- 
steuerbefreiung 
gewähren
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Präventions- und Persönlichkeitstraining ist für BFH Erziehungsleistung
Das sah der BFH anders. Er kam zum Ergebnis, dass Präventions- und Per-
sönlichkeitstraining als Erziehung von Kindern i. S. v. Art. 132 Abs. 1 Buchst. i 
MwStSystRL umsatzsteuerbefreit ist (BFH, Urteil vom 30.04.2025, Az. XI R 
5/24, Abruf-Nr. 249900).

Denn Art. 132 Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL enthalte keine Definition, was un-
ter dem Begriff „Erziehung von Kindern und Jugendlichen“ zu verstehen ist. 
Der BFH definiert Erziehung als „planmäßige Tätigkeit zur körperlichen, 
geistigen und sittlichen Formung junger Menschen zu tüchtigen und mündi-
gen Menschen“. Beim Unterricht geht es dagegen vorrangig um die Vermitt-
lung von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten.

Für den BFH dient Präventionsunterricht der geistigen und sittlichen Ent-
wicklung der Kinder und trägt zu deren Willens- und Charakterbildung bei. 
Die Kinder lernen unter anderem, eigene Gefühle wahrzunehmen, wie sie 
sich in schwierigen Situationen wehren können, wer Vertrauenspersonen 
sind und wie man „gute“ und „schlechte“ Geheimnisse unterscheidet. Des 
Weiteren hatte das FG Berlin-Brandenburg in der Vorinstanz festgestellt, 
dass die Kinder durch die streitgegenständlichen Kurse eigene Fähigkeiten 
und Stärken entdecken sollen. Selbstvertrauen, Selbstwertgefühl und Resili-
enz der Kinder sollen nach den Feststellungen des FG gestärkt werden.

BFH hält auch Berufung auf Gemeinschaftsrecht möglich
Der BFH widersprach dem Finanzamt auch in einem anderen Punkt. Das 
höchste deutsche Steuergericht ist nicht der Ansicht, dass § 4 Nr. 23a UStG 
den Art. 132 Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL ausreichend umsetzt. Grundsätzlich 
ist die Berufung auf Bestimmungen der MwStSystRL möglich, wenn deren 
Regelungen als inhaltlich als unbedingt und hinreichend genau erscheinen, 
während die jeweilige nationale Umsetzungsvorschrift nicht richtlinienkon-
form ist. 

Das ist nach Auffassung des BFH der Fall, weil § 4 Nr. 23a UStG kein Aner-
kennungsverfahren für die begünstigen Einrichtungen im Bereich der Erzie-
hung von Kindern und Jugendlichen enthält. Der Steuerpflichtige kann sich 
deswegen auf Art. 132 Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL berufen.

Fehlende gesetzliche Grundlage darf nicht nachteilig sein
Das Finanzamt – so der BFH – kann sich auch nicht auf eine fehlende gesetz-
liche Grundlage berufen. Ein Mitgliedstaat, der von der Beschränkungsmög-
lichkeit, die die MwStSystRL ihm einräumt, keinen Gebrauch macht, kann 
sich nicht auf sein eigenes Unterlassen berufen, um einem Steuerpflichtigen 
eine Steuerbefreiung zu verwehren, die dieser nach der MwStSystRL in An-
spruch nehmen kann.

Nach Auffassung des BFH ist eine solche gesetzliche Grundlage auch nicht er-
forderlich. Wenn es einer solchen gesetzlichen Grundlage nicht bedarf, ist ihr 
Fehlen nicht geeignet, zu einer fehlenden Anerkennung des Leistungserbrin-
gers zu führen. Es gab auch keine rechtliche Grundlage, aufgrund derer eine 
solche Leistung nicht gestattet oder genehmigungspflichtig wäre.

Für den BFH fällt 
Persönlichkeits-
training für Kinder ... 

... unter den 
Erziehungsbegriff 
der MwStSystRL ...

... und ist damit 
steuerbefreit

§ 4 Nr. 23a UStG 
setzt Art. 132 Abs. 1 
MwStSystRL nicht 
ausreichend um

BFH widerspricht 
Finanzamt in einem 
weiteren Punkt

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/249900
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Kann eine Zahlung in eine steuerlich abzugsfähige 
Spende und ein Entgelt aufgeteilt werden?

|  Die nachträgliche Aufteilung einer Zahlung in Spenden- und Entgeltanteil 
ist grundsätzlich nicht zulässig. Oft lassen sich aber Gestaltungen finden, 
damit sich dieses Problem gar nicht erst stellt.  |

FR  AG E :  Im Rahmen eines Schulfestes hat unser Schulförderverein von den 
Kindern gebaute Legobilder versteigert. Einige der Bilder sind deutlich über dem 
Marktwert (des Bausatzes) erworben worden. Ist es möglich, dafür eine Spen-
denquittung auszustellen?

A NT  WORT   :  In Nachhinein darf aus einer solchen Zahlung kein Spendenan-
teil „herausgerechnet“ werden. Es muss also eine andere rechtliche Konst-
ruktion gefunden werden, die eine Spende ermöglicht.

Keine Aufteilung der Zahlung ohne vorherige Festlegung des Entgeltanteils
Eine solche Aufteilung wäre bei Zahlungen an gemeinnützige Einrichtungen 
oft wünschenswert, weil die „Kunden“ oft bereit sind, für die gute Sache einen 
Aufschlag zu zahlen. Das strenge spendenrechtliche Gebot der Unentgelt-
lichkeit schließt das aber aus. Das hat auch die Rechtsprechung klargestellt: 
Eine Aufteilung der Zahlung in ein angemessenes Entgelt und eine den Nutzen 
übersteigende „unentgeltliche“ Leistung scheidet bei einer einheitlichen Ge-
genleistung aus. Auch im Fall einer Teilentgeltlichkeit fehlt der Zuwendung 
nämlich insgesamt die geforderte Uneigennützigkeit (BFH, Urteil vom 
02.08.2006, Az. XI R 6/03, Abruf-Nr. 063232). Das gilt auch, wenn der das gezahlte 
Entgelt deutlich über dem marktüblichen ist.

Eine Aufteilung des Preises wäre nur möglich, wenn es dafür eine vertragliche 
Grundlage gibt. Dazu müsste der Preis feststehen und die weitere Zahlung frei-
willig erfolgen. Im Rahmen einer Versteigerung ist das so nicht zu gestalten, 
weil hier ja der Preis – also das Meistgebot – eben nicht feststeht. 

Versteigerung auf Rechnung Dritter
Bei Versteigerungen wird hier oft folgende Lösung gewählt: Die zu verstei-
gernde Sache wird nicht zunächst der gemeinnützigen Organisation überlas-
sen, sondern bleibt formell im Eigentum des Einreichers. Die Versteigerung 
erfolgt dann in dessen Namen und auf dessen Rechnung. Der Meistbietende 
spendet das erzielte Gebot. Da die Zahlung dem Einreicher zusteht, die Leis-
tung aber der Meistbietende erhält, kann eine Spendenbescheinigung ausge-
stellt werden – aber an den Einreicher, weil er auf die ihm zustehenden  
Zahlung zugunsten des Vereins verzichtet.

Die Lösung bestünde im vorliegenden Fall also darin, dass die Eltern die  
Bilder zunächst – zum marktüblichen Preis – kaufen und dann im eigenen  
Namen versteigern lassen. Auch wenn sie das Bild selbst ersteigern, können 
sie eine Zuwendungsbestätigung erhalten. Dann aber nicht in Höhe des Meist-
gebots, sondern über eine Sachspende in Höhe des Verkehrswerts des Bildes.

Bei Schulfest wurden 
Kinderkunstwerke 
versteigert

Nachträgliche 
Aufteilung wäre 
unzulässig

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/2873
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

IWW-Webinare

Recht und Steuern im Verein
Vereine sicher führen und beraten

Das Steuerrecht für gemeinnützige Organisationen ist 
kompliziert. Vereine und ihre Berater müssen nicht nur 
die klassischen Steuerarten berücksichtigen, sondern 
auch deren Aufteilung auf die vier steuerlichen Bereiche 
der Vereine beherrschen. Außerdem werden steuerliche 
Gestaltungen von der richtigen Einbettung im Gemein-
nützigkeits-, Satzungs- und Vereinsrecht beeinflusst. Das 
Webinar zeigt Ihnen einmal im Quartal, wie Sie den Verein 
in dieser schwierigen Gemengelage auf Kurs halten. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal  
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren  
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe 
sparen Sie 90,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern  
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand  
und -kosten entfallen.

Referent 
Michael Röcken, Rechtsanwalt und 
Experte für Vereins(steuer)recht

Teilnehmerkreis 
Entscheider in Vereinen,  
Steuerberater 

Termine 
25.11.2025, 27.01.2026,  
12.05.2026, 22.09.2026

jeweils 16:30 ― 18:30 Uhr

Buchungs-Nr. 467

Michael Röcken

„Ich biete Ihnen praxistaugliche 

Lösungen für typische  

Problemstellungen im Verein!“

Teilnahmegebühr 
bei Einzelbuchung 129,00 €, 
im Abonnement  
(4 Termine in 12 Monaten)  
106,50 € pro Termin, 
Preise zzgl. USt.

Anmeldung und  
aktuelles Programm  
unter iww.de/s186
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